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wöchentlich zwölfmal, Gratis Beilagen:
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tellungen, Jlluſtr. Modenbeilage, Sächſiſche Provinzialblätter, Kinderbeilage (Für die junge Welt)

monatlich 1.09 Mk. Die Halleſche Zeitung erſcheint 5weite Ausgabe r

die Zeile 100 Pfennig Anzeigenannahme bei der Geſchäftsſtelle in Halle (Sagle) und bei allen

für die ſechögeſpaltene Kolonelzeile oder deren Raum ſar Hat uns den

Vfennig, auswärts 80 Pfennig. Reklamen am Schluß des redaktionellen Teile

bekannten Annoncenexpeditionen.
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Amerika u
Handelsſchiffe und UBoote

Die engliſche Scheinheiligkeit Wilſons Stellung
London, 2. März. Das Reuterſche Bureau iſt zur Er

ermächtigt, daß die engliſche Anſicht, betreffend
Handelsſchiffe und Unterſeeboote, immer
die folgende geweſen iſt:

Zu Berteibdigungzwecken bewaffnete Handelsſchiffe
dürfen auf Unterſeeboote oder irgend welche andere Kriegs
ſchiffe nicht feuern, außer zur Selbſtverteibigung. Die Deutſchen
haben die Bedeutung einer Stelle in dem Schriftſtück, das ſie an
Bord eines von ihnen verſenkten Transportſchiffes genommen
haben, dahin verdreht (17), die Handelsſchiffe hätten
Weifſungen, die Offenſive zu ergreifen Dem iſt
nicht ſo (22!). Die betreffende Stelle, welche das Maximum der
Entfernung ſetzt, jenſeits welcher den Handelsſchiffen geraten
wird, nicht zu feuern, muß im Zuſammenhang mit der anderen
Stelle geleſen werden, die vollkommen klar macht, daß Handels
ſchiffe nicht angegriffen dürfen, wenn das Unterſeeboot nicht un
mittelbar feindſelige Abſichten an den Tag legt.

Präſident Wilſon hat, wie aus Waſhington
gemeldet wird, in einem Brief an den Vorſitzenden des
Ausſchuſſes zur Feſtſtellung der Arbeiten des Kongreſſes
gebeten, der Kongreß möge ſofort über den Vor
ſchlag abſtimmen, daß die Amerikaner ge
warnt werden ſollen, bewaffnete Schiffe
Kriegführender zu benutzen.

Einem Amſterdamer Blatte zufolge erfährt die „Times“ aus
Wafhington: Wilſons plötzliche Forderung, daß der Kon
greß über die auswärtige Politik berate und der Regierung in der
Frage des Reiſens von Amerikanern auf bewaffneten Handels
ſchiffen ſein Vertrauen ausſprechen ſoll, hat im Kongreß Auf
ſehen erregt. Viele Kongreßmitglieder finden das Auf-
treten des Präſidenten klug und energiſch und die Demokraten
werden ihn nicht im Stich laſſen können, ohne in die Karten
der deutſchen Botſchaft zu ſpielen. Man glaubt, daß die Stel
lung Wilſons ſtärker geworden iſt.

Einer Waſhingtoner Meldung zufolge richtete Staats
ſekretär Lanſing an den Botſchafter Gerard ein
Kabeltelegramm, in dem er um Mitteilung erſuchte, mit
welchem Schiff der Anhang zur deutſchen Denk
ſchrift über den Unterſeebootkrieg abgeſandt worden ſei
und wann ſein Eintreffen in Amerika zu erwarten ſei.

Wilſon und die Parteien
Waſhington, 2. März. Präſident Wilſon hatte eine

Unterredung mit den Führern derdemokratiſchen Partei Jn den beiden Häuſern
des Kongreſſes wurden keine amtlichen Mitteilungen
darüber gemacht, aber aus guten Quellen wird gemeldet,
daß der Präſident darauf beſtand, daß der Kongreß über
den eingebrachten Antrag, die Amerikaner vor Reiſen auf
bewaffneten Handelsſchiffen zu warnen, abſtimme. Man
glaubt, daß Wilſon die Zuſicherung hat, daß die republi
kaniſche Minderheit im Repräſentantenhauſe helfen
werde, dieſen Antrag zu Fall zu bringen. Es
ſcheint, als ob die Demokraten eine ſolche Abſtimmung da
durch verhindern wollen, daß ſie eine Abſtimmung über eine
Art Vertrauensvotum für Wilſons Politik gegenüber
Deutſchland heraufbeſchwören, aber die Republikaner
würden dafür ſchwer zu haben ſein. Man glaubt, daß
Wilſon ſelbſt darauf beſtehen wird, daß über den urſprüng-
lichen Antrag abgeſtimmt wird.

Die Neutralen und der Beginn des neuen
UBoot- Krieges

Amſterdam, 2. März. Die rege Tätigkeit der deutſchen
und öſterreichiſchungariſchen Unterſeeboote hat nach dem „All
gemeen Handelsblad“ zur Folge gehabt, daß die Angehöri-
gen neutraler Staaten die engliſchen und franzöſiſchen
Schiffe nicht mehr zur Ueberfahrt benutzen. Jn
holländiſchen Konfulatsberichten aus Egypten wird feſtgeſtellt,
daß keiner der in Alexandrien eingetroffenen Dampfer der krieg-
Khrenden Mächte neutrale Paſſagiere an Bord hatte.

Torpediert
Londvon, 2. Mäs. „Lloyds“ meldet Der Minenſucher

„Au Revoir“ wurde von einem deutſchen Unterſeebort torpediert.
Die Beſatzung wurde gerettet.

Der ruſſiſche Dampfer „Alexander Wentzel“ wurde
verſenkt. 18 Mann ſind ertrunken, 11 wurden gerettet.

Londoner Meldungen zufolge ſind infolge Anftanchens deut
ſcher Unterſeeboote vor Havre die für die franzöſiſchen g
liüſche Front beſtimmten neuen engliſchen Truppen
transporte aus den engliſchen Häfen nicht ausgelaufen.

Rotterdam, L. Märg. Der „Maasbode“ erfährt aus
London Beim über er „Maloja“ perunglückton Perfonen ſa ein aus, daß nachſeiner Meinung das iff torpebiert worden ſei ba zwei
Dampfer kurz hintereinander in die Luft flogen und der zweite
Dampfer unmittelbar hinter der „Malojg“ fuhr.,

Sreitag, 3. märz 1916

Deutſche Bomben auf Englands Südoſtküſte

London, 2. März. (Amtlich.) Ein deutſches Marineflug
genug überflog geſtern Abend einen Teil ber Südoſtküſte und warf
mehrere Bomben ab. Militäriſcher Schaden wurde nicht ange
richtet. Ein neunmonatiges Kind ſoll getötet worden ſein.

„Für Rumänien die Entſcheidung
Von der ſchweizeriſchen Grenze, 2. März.

Schweizeriſche Blätter melden aus Bukareſt: Zu den Vor
gängen vor Verdun ſagt die „Jndependence Roumaine“, man
verſpüre den Flügelſchlag der Weltgeſchichte.
Der Monat März 1916 werde auch für Rumänien die
Entſcheidung bringen.

Athen, 2. März. (Meldung der „Agence Havas“.) Wie
die Blätter melden, wird es die auswärtige Lage dem
König Konſtantin nicht geſtatten, die Haupt
ſtadt zum Beſuch des Lagers in Saloniki z u verlaſſen.

Carmen Sylva
Bukareſt, 2. März. Königin- Witwe Eliſabeth

iſt heute vormit:ag geſtorben.
Bukareſt, 2. März. Die KöniginWitwe Eliſabeth, die

von drei Aerzten behandelt wurde, war vor einigen Wochen
von Curtea de Arges, der Begräbnisſtätte König Karols,
an der ſich die Königin zumeiſt autfhielt. zurückgekehrt. Vor

sinigen Wochen erkrankte ſie an einer Erkältung, die fie
zwang, das Bett zu hüten und die ſich zu einer Lungen
entzündung entwickelte, die ungemein raſch fortſchritt.
Geſtern vormittag trat eine leichte Beſſerung ein, die indes
nicht anhielt. Faſt den ganzen geſtrigen Tag lag die Königin
ohne Bewußztſein. Die Teilnahme im Lande iſt außeror-
dentlich groß.

Eliſabeth Königin von Rumänien gehörte unter den gekrönten Häuptern zu den edelſten und be
gabteſten Frauen. Sie ſchuf zahlreiche vorbildliche Wohl
fahrtseinrichtungen; am innigſten nahm ſich die hohe Frau
aber der Blinden an. Unermüdlich war ſie beſtrebt, deren
trauriges Schickſal zu erleichtern.

Unter ihrem Dichternamen Carmen Sylva wurde
die rumäniſche Königin bald weit bekannt. Jn ihren
Dichtungen offenbaren ſich am ſtärkſten ihre warme Men
ſchenliebe und ein feines Empfinden für die Schönheit der
Form. Von ihren zahlreichen Werken ſollen hier nur ge
nannt ſein „Sappho“, „Leidens Erdengang“, „Aus Carmen
Sylvas Königreich“, „Mein Buch“, „Frauenmut“, „Jn der
Jrre“, „Rache“ und „Seelengeſpräche“. Mit der bekannten
Schriftſtellerin Mite Krenmmitz ſchuf Carmen Sylva auch
dramatiſche Werte. Am reinſten und vollendetſten
offenbart ſich die Kunſt der königlichen Dichterin in ihren
Gedichten, zu denen ihr Naturſtimmungen beſondere
Anregung gaben. Carmen Sylvas Gedichte, von denen
mehrere Bände erſchienen ſind, fanden weite Verbreitung
und größte Anerkennung. Auch als feinſinnige Ueber
ſetzerin hat ſich Eliſabeth von Rumänien betätigt. So über
ſetzte ſie Lotis „Jslandfiſcher“ und viele rumäniſche
Dichtungen. Die künſtleriſche Begabung Carmen Sylvas
beſchränkte ſich jedoch nicht allein auf ihr literariſches
Schaffen. Die rumäniſche Königin war eine Meiſterin
im Harfenſpiel. Bekannt ſind ja jene Bilder, die Carmen
Sylva in ihren ſchönen, mit zahlreichen Gemälden ge
ſchmückten Gemächern mit der Harfe zeigen. Auch der
Malerei und anderen bildenden Künſten brachte die Königin
wärmſtes Jntereſſe entgegen. Ein beſonderes Verdienſt er
warb ſie ſich um die Volkskunſt ihres Landes, ſo auch um
die Erhaltung der maleriſchen Volkstrachten, in denen ſie
ſelbſt häufig zu ſehen war.

Wie reich ſie ſich ihr Daſein zu geſtalten vermochte,
welche Fülle von Jntereſſen und Empfindungen, Menſchen

liebe und feiner Beobachtungsgabe in dieſer königlichen
Dichterin vereint war, geht am klarſten aus ihren 1908 er
ſchienenen Lebenserinnerungen „Mein Penatenwinkel“
hervor.

Eliſabeth von Rumänien, war eine geborene Prinzeſſin
zu Wied. Sie wurde am 29. Dezember 1843 zu Neu wied
geboren und am 15. November 1869 mit König Carol von
Rumänien vermählt. Die Univerſitäten Petersburg und
Budapeſt ernannten die Königin um ihrer dichteriſchen
Leiſtungen willen zum Dr. hon. c.

Die Trauer des Landes wird in allen Schichten des
Volkes eine tiefe und aufrichtige ſein, denn unermübdlich
war die Königin beſtrebt geweſen in Fühlung mit ihren
lintertemen zu bleiben, an iljreri Freuden und Leiden teil
zunehmen und für ihr Wohl zu ſorgen. Mit ihr iſt eine
echte Königin, eine Künſtlerin und ein großer Menſch

h

nd der Tauchbootkrieg

gangent,

Geſchäftsſtelle in Berlin: Bernburger Straße 30
Fernruf Amt Kurfürſt Nr. 6290

Druck und Verlag von Bitto Chiele, Halle (Saale)

Die Regelung der
Kartoffelverſorgung

Die Kartoffelverordnungen, über deren „Fülle“ neulich
im Preußiſchen Abgeordnetenhaus geklagt worden war,
aben eine neue Vermehrung erfahren müſſen, diesmal

durch Maßnahmen von tief einſchneidender Wichtigkeit, die,
wie angenommen werden muß, nun endlich der Knappheit
an Kartoffeln ein Ende machen werden. Der Früh-
jahrshöchſtpreis, der vom 16. März ab gelten ſoll,
iſt im Oſten auf 450 Mark pro Zentner feſt
geſetzt worden, ſteigend von Monat zu Monat um 25 Pfen
nig bis zum 15. Juni. (Dieſe „Reports“ bedeuten natür
lich nicht etwa eine Prämie zugunſten derjenigen Land-
wirte, die aus irgendwelchen Gründen erſt ſpäter zum Ver
kauf oder zur Lieferung kommen werden, ſondern nur eben
eine knapp zureichende Entſchädigung für den tatſächlichen
Schwund uſw.) Für Frühkartoffeln iſt ein Höchſt
vPreis von 10 Mk. pro Zentner feſtgeſetzt. Die
Feſtſetzung von Kleinhandelspreiſen bleibt künftig
den Kommunen überlaſſen. Sie bleiben zwar in dem
ſelben Umfang wie bisher zur Feſtſetzung verpflichtet. Nur
wird ihnen die. Höchſtgrenze nicht vorgeſchrieben. Gleich-
zeitig iſt durch den Reichskanzler beſtimmt worden, daß,
wer der Aufforderung zur Herausgabe und Ablieferung
ſeiner Kartoffeln nicht nachkommt, enteignet werden
kann. Jn dieſem Falle darf der Erzeuger von ſeinen
Vorräten nur den Bedarf für ſeine Angehörigen, Dienſt-
boten, Arbeiter uſw. und zwar 1 Pfund pro Kopf und
Tag bis zum 15. Auguſt dieſes Jahres, ſowie die zur Saat
und zur Erhaltung des Viehs bis zum 31. Mai unentbehr-
lichen Vorräte zurückbehalten, außerdem ermäßigt ſich
im Falle der Enteignung der Uebernahme-Preis gegenüber dem geltenden Höchſt-
preis um 1,50 Mark pro Zentner.

Jn Preußen ſind die Oberpräſidenten angewieſen, da
für Sorge zu tragen, daß die etwa erforderlich werdenden
Eillieferungen mit größter Beſchleunigung bewirkt
werden, und auch ſonſt die Durchführung der neuen Be
ſtimmungen zu überwachen, insbeſondere dafür zu ſorgen,
daß Bedarf und Ueberſchußbezirke mit größter Gewiſſen-
haftigkeit die Beſchaffung und Verſorgung nach den Vor-
ſchriften der neuen Verordnungen durchführen. Während
in den Bedarfsgebieten der Handel bei der Verteilung
der Vorräte als Lagerhalter oder als Kommiſſionär be
ſchäftigt werden kann, muß in den Ueberſchuß bezirken
der Abſatz über die Grenzen des Kommunalverbandes
hinaus behördlich geregelt und inſoweit die freie Be-
tätigung des Handels ausgeſchaltet werden. Die
Regelung durch die Kommunalverbände iſt im Einver-
nehmen mit den neu errichteten Provinzial-Kar-
toffelſtel len (Ausführungsanweiſungen vom 10. Fe-
bruar) nach Weiſung des Oberpräſidenten vorzunehmen,
um Unſtimmigkeiten und Stockungen in der Kartoffelliefe-
rung nach Möglichkeit zu vermeiden.

Es wird für Erzeuger, Händler und Verbraucher gleich
intereſſant ſein zu ſehen, wie ſich auf Grund aller dieſer
Beſtimmungen die Kartoffel verſorgung vor
und nach dem 15. März geſtalten ſoll. Für die Zeit
bis zum 15. März ergibt ſich dabei folgendes Bild: Jn
den Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Pommern und
Schleſien haben bekanntlich die Landwirtſchafts-
kammern das Kartoffelankanfsgeſchäft organiſiert, und
zwar in der Weiſe, daß ſie den freien Handel herangezogen
und mit dem Ankauf der Kartoffeln beauftragt haben. Jn
den übrigen Provinzen iſt die Einkaufsorganiſation ſeit
dem 15. Februar den Land räten überlaſſen worden.
Alle Bedarfeſtellen haben ihren bis zum 15. März feſtge
ſtellten Fehlbedarf, ſoweit er nicht durch frühere Abſchlüſſe
oder laufende Lieferungen gedeckt werden konnte, bei der
Reichskartoffelſtelle anzumelden gehabt, die ihrerſeits den
angemeldeten Fehlbedarf auf die Provinzen (zur Be
ſchaffung durch die Landwirtſchaftskammern) beziehungs-
weiſe auf die Ueberſchuß- Kommunalverbände (zur Be
ſchaffung durch die Landräte) um gelegt hat. Das Um-
lageverfahren iſt im vollen Gange. Nun haben ſich frei
lich, namentlich in denjenigen Provinzen, in denen die
Landwirtſchaftskammern die Einkoufsorganiſation gebildet
haben, Unzuträg lichkeiten herausgeſtellt: die von
der Reichskartoffelſtelbe auferlegten h e n
die Ankäufe der Landwirtſchaftskammern und alts, ins
beſondere Dauaegrinlieſer na en vielfach ſich
gegenſeitig hemmend, vebeneinander. Zur Vermei
dung ſolcher Hemmungen und Stockungen insbeſondere aber
zur Aufklärung der Landräte, welchen Anforderungen
ſie Folge zu leiſten haben, werden nun die genen Pra



vinzial-Kartoffelſtellen nicht erſt am 15. März, der TabaWlätter und eine Den wenn
ſondern ſchon jetzt ihre Arbeit aufnehmen. Die Provinzial
ſtellen werden die Erledigungen der Lieferungen in den
einzelnen Kommunalverbänden zu bewirken, im Bedarfs-
falle die Lieferungen auf andere, weniger überlaſtete Kreiſe
zu verteilen haben, das Ankaufs und Lieferungs
geſchäft bis zur letzten Station organiſieren. Die Pro
vingial-Kartoffelſtelle befriedigt die Bedarfsverbände inner-
halb einer Provinz ſelbſtverſtändlich aus den Ueberſchuß
kreiſen dieſer Provinz. Erſt wo das nicht möglich iſt,
überweiſt die Reichskartoffelſtelle den angemeldeten Fehl-
bedarf der Provinzial Kartoffelſtelle einer Ueberſchuß
proving.

Vom 15. März ab wird die Verſorgung ſich etwa
wie folgt abſpielen: Die Reichskartoffelſtelle wird auf
Grund der bis zum 10. März eingehenden Bedarfsanmel-
dungen einen Verteilungsplan anfſtellen, der den

m Fehlbedarf auf die Ueberſchußprovinzen um
Den Ueberſchußprovinzen wird bis zum 15. März

von der ReichsKartoffelſtelle eine Aufſtellung überſandt,
aus der erſichtlich iſt, wieviel der einzelne Kom
mungalverbandan Kartoffeln zu liefern hat.
Auch hier werden die Bedarfsanmeldungen zunächſt aus
Ueberſchußverbänden derſelben Provinz gedeckt. Die
Bedarfsverbände erhalten von der Reichskartoffel-
ſtelle Nachricht, von welcher Provinzial Kartoffelſtelle ihr
Fehlbedarf gedeckt werden wird. Die Ueberſchußverbände
wrden von der Prvsvinzial-Kartoffelſtelle benachrichtigt,
welche Mengen und an welche Bedarfsverbände ſie zu
liefern haben. Die Provinzial-Kartoffelſtellen über
wachen im einzelnen die Avs führung der Auflage; die Ge
ſchäftsabwicklung vollzieht ſich im übrigen direkt zwiſchen
Ueberſchußverband und durch Fehlbedarfswerband in der
Weiſe, daß der Ueberſchußverband durch den von ihm heran
gezogenen Handel und nur durch dieſen (unter Ausſchal
tung aller fremden Händler) für den Ankauf ſorgt, wäh
rend der Bedarfsverband lediglich die angekauften Mengen
abnimmt. Selbſtändig ſeinen Fehlbedarfdurch
Ankauf zu decken, iſt der Bedarfsverband
nicht befugt.
Um keine Stockungen in der Zuweiſung von Speiſe
kartoffeln für die nächſte Zeit eintreten zu laſſen, ſtellen die
Provinzialkartoffelſtellen ſchon jetzt in den Ueberſchuß-
kreiſen Kartoffelmengen ſicher, über die die Reichs-
kartoffelſtelle bei gemeldetem Notfall ſofort verfügen kann.

Die hier mitgeteilten, von den Behörden aufgeſtellten
Grundſätze beziehen ſich lediglich auf den Ankauf von
Speiſekartoffeln. Zum Ankauf von Fabrikkartoffeln
über die geſetzlichen Höchſtpreiſe hinaus ſind die „Teka“ be
ziehungsweiſe die ihr angeſchloſſenen Trocknereien und
Stärkefabriken ſowie der Verband deutſcher Preßhefe
fabrikanten beſonders ermächtigt worden. Die Bedarfs-
deckung erfolgt durch freihändigen Ankauf, jedoch nur im
Einvernehmen mit den zuſtändigen Landräten. Die
Heeres und Marineverwaltung endlich wird
auf Grund der von dem Reichskangler erteilten Ermächti
gung bis zum 15. März Kartoffeln freihändig ein-
kaufen, ebenfalls unter Vermittelung der Landräte; ab
15. März geſchieht die Bedarfsdeckung für Heeres und
Marinezwecke ebenfalls durch die Reichskartoffelſtelle auf
dem Wege der Umlegung.

Für Saatkartoffeln gilt die Bundesratsverord
nung vom 6, Januar, wodurch die Höchſtpreiſe für Saat-
kartoffeln aufgehoben worden ſind. Bei den ſchlechten Er-
fahrungen, die im vergangenen Jahre mit den Ausnahme-
beſtimmungen für Saatkartoffeln gemacht ſind die Höchſt
preisbeſtimmungen wurden dadurch vielfach umgangen
ſind in dieſer Verordnung ſcharfe Kontrollbeſtimmungen
vorgeſehen. Die Landräte haben ſich bezüglich des Einkaufs
und Handels von Saatkartoffeln in ihren Kreiſen eine
ſcharfe Kontrolle zu ſichern, und mit aller Schärfe da
einzugreifen, wo der Handel mit Saatkartoffeln etwa zum
Zwecke der Umgehung der Höchſtpreiſebeſtimmungen für
Sveiſekartoffeln benutzt werden ſollte.

Berlin, 2. März. (Amtlich.) Jn Ergänzung der bis
ferigen ſcharfen Beſtimmungen gegen die Kartoffelerzeuger, die
es auf eine Enteignung ankommen laſſen, hat der Bundesrat be
ſchloſſen, daß bei der Enteignung von Kartoffeln
der nach den beſtehenden Geſetzesvorſchriften feſtzuſetzende
ſebernahmepreis um 39 Mark für die Tonne zu
ürzen ſei.

Die Erhöhung der Tabakabgaben
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ veröffentlicht den Entwurf

eines Geſetzes über Erhöhung der Tabakabgaben und ver-
weiſt in der beigegebenen Begründung darauf, daß die
Beſteuerung dieſes entbehrlichen Genußmittels im Ver-
gleich mit dem Auslande in Deutſchland weſentlich ge-
ringer iſt.Wer Soiwurf will eine Vermehrung der Einnahmen erreichen

durch Erhöhung der beſtehenden Abgaben auf Roh-tabake und Tabakergzeugniſſe ſowie durch die Erhebung
eines Kriegsaufſchluges zur Zigarettenſteuer.
Mit der vorgeſchlagenen Bemeſſung der Zoll- und Steuerfätze
für Rohtabake ſoll zur Förderung des heimiſchen Tabakbaues
der Zollſchutz für in ländiſchen Tabak verſtärkt
werden, da dieſer bisher nichts genützt hat. Die Kriegserfah
rungen drä ebenfalls auf tunlichſte Begünſtigung der heimi-ſchen ohſeoſfergengueg, Die vorgeſchlagene Begünſtigung des

ierländiſchen Tabaks kommt dem Maſſenverbrauch der billigen
Zigarren und dem billigen Rauchtabak zugute. Eine unerſchwing-
liche Preiserhöhung und oine dauernde Schädigung des Tabak
gewerbes wird nach Ausführungen Sachverſtändiger durch die
Abgabenerhöhung nicht eintreten. Es werden fernerhier wohl
feile Zigarren hergeſtellt werden, und auch die Fabrikation der
für die weſtfäliſchen Betriebe wichtigen Zehnpfennigzigarren aus
reinen überſeeiſchen Tabaken wird möglich ſein. Der billige
Rauchtabak erfährt nur eine mäßige Mehrbelaſtung. Die Kau
tabakherſtellung iſt durch die Belaſſung des bisherigen
Zollſatzes für Tabaklaugen begünſtigt. Die vorgeſchlagene Abgaben
erhöhung nimmt auf den Tabakgenuß der minderbemittelten Be
völkerung die gebührende Rückſicht und dürfte deshalb einen
großen Verbrauchsrückgang und eine Verminderung der Arbeis
gelegenheit nicht verurſachen. Was den aus der 3 igaretten-
herſtell ung herauszuholendecn Mehrbetrag anlangt, erſcheint
eine Erhöhung der geltenden Zigarettenſteuerſätze
und auch die Einführung des Zigarettenmonopols in

der t r r r r 7Kriegsaufſchlages, der noch den Vorteil einer und klar er
kenntlichen Abwälzung der Mehrbelaſtung bietet, wird auch von
der Mehrheit des g ngewerbes einer bloßen Grhöhung
der beſtehenden Steuerſätze vorgezogen. Entſprechend dieſen
Wünſchen ſoll eine Nacherzollung und Nachverſtenerung

s für zigaretterrſteuerpflichtige Grgeugniſſe ieſer eine Grleichterung für die Vurchſührung einer All

gung der Mehrbelaſtung auf den Verbrauch er
wartet wir

Der Reinertrag aus den chlagenen Abänderungen
wird auf 209 600 000 Mark, das ſind 72 600 000 Mark mehr
wie bisher. berechnet. Aus dem Kri fſchlag zur Zigaretten
ſteuer wird eine Einnahme von rund 87 Millionen Nark
erwartet, ſo daß vorausſichtlich die Geſamteinnahmen
5 600 a wäre g. Jn den Beſtimmungen deseſetzentwu rd u. a. feſtgeſetzt:

Für unbearbeitete Tabakblätter ſoll der geltende Gewichts-
zoll von 85 Mark auf 130 Mark für einen Doppelzentner erhöht
werden. Von einer Erhöhung des Zollſatzes für
und e e iſt abgeſehen worden. Der Zollſatz für be
arbeitete Tabakblätter ſoll um 55 v. H., für Karotten um 43 v. H.,
für geſchnittene Rauchtabake um 57 v. H. erhöht und für Kau
und Schnupftabake verdoppelt werden. Für Zigarren iſt eine
Zollerhöhung auf 700 Mark, für Zigaretten eine ſolche auf
1500 Mark für den Doppelzentner in Ausſicht genommen. Tabak
blätter, bearbeitet und unbearbeitet, ſowie Zigarren, unterliegen
außer dem vorgeſchriebenen Zoll einem Zollzuſchlag von 65 v. H.
des Wertes. Für die im Reiſeverkehr eingebrachten Zigarren
beträgt der Zollzuſchlag 1700 Mark ſür einen Doppelzentner.
Die im Zigarettenſteuergeſetz für den zigarettenſteuerfreien
Feinſchnitt feſtgelegte Preisgrenze wird von 850 Mark auf
5 Mark hinaufgeſetzt. Der Satz des Kriegsaufſchlages für Zi
garetten beträgt für die unteren drei Klaſſen 20 v. H., für die
oberen drei Klaſſen etwa 25 v. H. der Höchſtgrenge des Klein
verkaufspreiſes. Abweichend von den Vorſchriften über die an
ſich reichlich bemeſſene ſechsmonatige Stundung der Zigaretten
ſteuer iſt für den Kriegsaufſchlag eine nur dreimonttige Stun
dung vorgeſehen, damit die Mehreinnahmen möglichſt bald dem
Reiche zufließen. Für die in der Zeit vom 1. März 1916 bis
zum Jnkrafttreten dieſes Geſetzes von den Händlern verzollten
Zigarren wird ein Nachzoll von 430 Mark für einen Doppel-
gentner und von 25 v. H. des beim Uebergang in den freien
Handel feſtgeſtellten Wertes erhoben. Für die in der gleichen
Zeit vom Händler verzollten Zigarren wird ein Nachzoll von
500 Mark für den Doppelzentner erhoben.

Die Schweiz im Weltkriege
Wien, 1. März. Jn einer Darſtellung der politiſchen

und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Schweiz während des
Weltkrieges hebt die „Neue Freie Preſſe“ hervor:

Die Schweiz hat alles getan, um die Unabhängigkeit und
Würde des Landes gegen jeden Angriff, von welcher Seite immer,
bis aufs äußerſte zu verteidigen. Vertrauend auf die feierlichen
Vrſicherungen der angrenzenden Großmächte ſowie auf die
Schlagfertigkeit der eigenen Armee und entſprechend der bis
herigen Entwicklung verringerte nunmehr die Schweiz die An
zahl der aufgebokenen Truppen. Die großen wirtſchaftlichen
Schwierigkeiten wurden in überraſchend günſtiger Weiſe über
wunden und alles zum Leben Notwendige gelangt in dieſes
kriegsumtobte friedliche Land. Ueber der Sorge um die eigene
Exiſtenz vergas die Schweiz nicht das Leid und die Trauer der
Nachbarn. Sie fand den guten Willen und die Zeit zu Werken
internationaler Kriegsfürſorge, die ein unvergängliches Ehren
blatt in der Schweizer Geſchichte bilden werden. Bei der Heim
beförderung Jnternierter und Evakuierter, bei dem Austauſch
invalider Kriegsgefangener, durch die Entſendung von Delegier
ten in die Gefangenenlager aller Länder erwarb ſich die Schweig
den Dank aller Kriegführenden. Durch die Achtung und das
Vertrauen, das die wichtigſten Länder der Welt der Schweiz ent
gegenbrachten, wuchſen deren Anſehen und Bedeutung. Einen
Schatten auf das ſchöne Bild warf nur die Verſchiedenheit der
Sympatihien, die von den deutſchen und den welſchen Schweiger
Bürgern den kriegführenden Mächtegruppen entgegengebracht
wurden. Während die Haltung der deutſchen Schweizer zurück
haltend und faſt nie gehäſſig gegen die Entente war, wurden die
Spalten der Blätter in der welſchen Schweiz tendengiöſen Mel
dungen der Entente geöffnet.

Auf die militäriſchen Vorkehrungen der Schweig über
gehend, ſtellt die „Neue Freie Preſſe“ feſt, daß die roma-
niſche Schweiz einerſeits und der radikale Flügel der
Sozialiſten andererſeits die außerordentlichen Maßnahmen,
welche die außerordentliche Zeit erforderte, hartnäckig be
kämpft haben. Das Blatt ſchließt mit einer Anſpielung
auf die ſogenannte Oberſtenaffäre und gibt der Erwartung
Ausdruck, daß der geſunde Sinn des patriotiſchen Volkes
den richtigen Ausweg finden und denen eine deutliche Ant
wort geben werde, die aus einem leicht erſichtlichen Grunde
Unſicherhehit der Jnformierung ſchaffen wollller. Jn dem
Wunſche nach einer ſtarken, einigen Schweiz liegt, ſo ſchließt
das Blatt, der Beweis unſerer aufrichtigen und uneigen-
nützigen Freundſchaft.

Der Angriff auf Saloniki ſtebt bever
Miniſterpräſident Skuludis erklärte dem Athener Korreſppn-

denten der „Birſchewija Wjedomoſti“, daß nach ſeinen Jnforma
tionen der Angriff auf Saloniki unmitt elbar be-
vorſtehe und nur noch eine Frage weniger Tage ſei. Die
Jntegrität des griechiſchen Territoriums ſei gewährleiſtet
worden.

Amſterdam, 2. März. Einem hieſigen Blatte zufolge
erfährt die „Times“ aus Saloniki: Die tkägliche Ankunft
von Verſtärkungstruppen finbet jetzt in größerem Maße als je
ſtatt. Alle dieſe Truppen ſind bereits akklimatiſiert. Die An
kunft der ſerbiſchen Armee von Korfn wird in den erſten März-
tagen erwartet.

Die ruſſiſchen Kriegsberichte
Petersburg, 2. März. Amtlicher Bericht vom 1. März.

Weſtfront Deutſche Flugzeuge warfen Bomben nord-
weſtlich Friedrichſtadt und auf Dünaburg und ſchoſſen
mit Maſchinengewehren. Jn der Gegend des Swenten-
ſe es vernichteten wir einen Teil der Deutſchen, die unter un
ſerem Artilleriefeuer aus ihrem Graben flohen.

Kaukaſusfront: Die Verfolgung der Türken dauert
an. Perſien: Jn der Gegend von Kermandſchah ver-
folgen wir den Feind weiter. Wir erbeuteten noch zwei Geſchütze.

Der Augriff auf Verdun vorausgeſehen
Chriſtiania, 2. März. Aus Paris wird gemeldet: Hier

aus Verdun angekommene Flüchtlinge erzählen, daß der Angriff
auf die Stadt vorausgeſehen wurde. Vor acht Tagen
warnte der Stadtkommandant die Einwohnerſchaft, daß in nord
öſtlicher Richtung vor der Stadt ein gewaltiger, Angriff zu er
warten ſei und die Stadt ſelbſt einem heftigen Bombardement
ausgeſetzt werden würde. Alle Zivil- und Militärhoſpitäler
wurden geräumt, die Schulen geſchloſſen, alle Männer, Frauen,
Kinder und Kranke waren vorher fortgeſchafft worden. Der Reſt
der Einwohnerſchaft verbarg ſich in den Kellern und untexirdi-
ſchen Gängen, die nur auf höchſtens 5 Minuten zur Beſchaffung
von Lebensmitteln verlaſſen wurden. Während des Bombarde-
ments ſtürzte ein Haus nach dem anderen wie Gartenhäuſer ein.
Am Mittwoch der letzten Woche war von Zivilperſonen nur noch
der Bürgermeiſter, der Unterpräfekt, und einige odesverachtende
Einwohner anweſend. Miniſter Malwy veranlaßte bereits die
erforderlichen Maßregeln zur Unterſtützung der Bevölkerung
Verduns in Paris.

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

Sitzung vom 2. März 1916.Am Regierune iſße Dr. Freiherr v. Schorlemer,

Lentze. 2Präſident Dr. Graf v. SchwerinLöwitz eröffnete die
Sitzung um 11 Uhr 20 Minuten.

Jn den Abſtimmungen betreffend den
Geſetzentwurf zur Förderung der Anſiedlung

wurde der geſtern wegen Beſchlußunfähigkeit des Hauſes
nicht erledigte Antrag der Polen zu S 6 gegen die Stimmen
der Fortſchrittlichen Volkspartei, des Zentrums, der Polen
und der Sozialdemokraten abgelehnt und der Reſt des
Geſetzes nach den Anträgen der Kommiſſion mit ihren Re
ſolutionen einſchließlich der dem Antrag Fuhrmann ent-
ſprechenden gegen ſpekulative Wertſteigerung der Grund
ſtücke in den von den deutſchen Truppen beſetzten Gebieten

angenommen.Jn der Weiterberatung des Staatshaushalts-
etats berichtete über den

Etat der Lotterieverwaltung
Abg. Dr. Pachnicke (Fortſchr. Vpt.): Die Klage in der

Kommiſſion, daß die Nachfrage nach Loſen hinter dem An
gebot jetzt zurückbleibt, weiſt darauf hin, daß das Los-
geſchäft kaufmänniſch betrieben und möglichſt dezentraliſiert
werden muß, wenn der Staat den erwarteten Gewinn
daraus ziehen ſoll. Daher ſchlägt die Kommiſſion vor, über
eine Eingabe um Umwandlung der Lotterieeinnehmer-
ſtellen in etatsmäßige Beamtenſtellen für kriegsbeſchädigte
Offiziere zur Tagesordnung überzugehen, weil dann das
perſönliche Jntereſſe des Einnehmers am Abſatz der Loſe
mehr, als nützlich, ausgeſchaltet werden würde. Schon jetzt
ſind von 611 preußiſchen Stellen 142 mit penſionierten
Offizieren beſetzt; ſie beziehen von jedem Loſe 10 Mark und
vom Gewinn 12 Prozent Proviſion. Die kleinen Stellen
bis zu 300 Loſen werden von Offizieren wenig geſucht, die
großen aber erfordern größere Geſchäftserfahrung, größeres
Bétriebskapital uſw. Gleichwohl ſtellte die Perwaltung in
Ausſicht, nach Möglichkeit auch bei den größeren und er
folgreicheren Stellen die Geſuche kriegsbeſchädigter Offiziere
zu berückſichtigen. Die entſprechende Petition des Vereins
inaktiver Offiziere in Berlin ſchlägt die Kommiſſion vor der

zur Erwägung zu überweiſen.
Abg. Dr. Schmedding (Zentr.): Bei Vergebung vor

Lotteriekollekten ſollten nicht nur ehemalige aktive Offizier
ſondern auch Reſerveoffiziere berückſichtigt werden.

Der Etat wurde angenommen.
Zum Etat der Münzverwaltung

bemerkte
Abg. Freiherr v. WolffMetternich (Zentr.): Die in den

letzten Jahren dankenswerter Weiſe wiederholt als Denk-
münzen geprägten Dreimarkſtücke ſind im Lande zweifellos
ſehr beliebt und faſt ganz dem Verkehr entzogen, um für die
Nachkommen aufgehoben zu werden. Fch möchte deshalb
raten, als Erſatz für ſie entſprechend mehr gewöhnliche Drei-
markmünzen auszuprägen; allerdings läßt ihre Aus-
ſtattung und Prägung vielfach zu wünſchen. Eine rühmliche
Ausnahme macht der letzthin aus Anlaß der hundert-
jährigen Zugehörigkeit der Grafſchaft Mansfeld zu
Preußen geprägte Mansfelder Segenstaler; ich möchte den
Dank des Kreiſes für dieſe Maßregel ausſprechen. Vom
Mansfelder Segenstaler wird aber eine ſolche Anzahl ge
wünſcht, daß ſie auch außerhalb des Kreiſes ausgegeben
werden können; der Finanzminiſter hat dies leider erſt für
die Friedenszeit zugeſagt. Das Fünfmarkſtück iſt nach wie
vor unbeliebt; das neue Fünfpfennigſtück erinnert uns
wenigſtens bei jeder Gelegenheit an die jetzige eiſerne Zeit.

Abg. Dr. Pachnicke (Fortſchr. Vpt.) ergänzte ſeinen
Bericht dahin, daß auch in der Kommiſſion mehr Mans-
ſelder Segenstaler gewünſcht worden ſeien.

Der Etat der Münzverwaltung wurde angenommen,
ebenſo debattelos die Etats: Rente des Kronfideikommis-
fonds, Zuſchuß dazu, Landesvermeſſung, Staatsarchive,
Generalordenskommiſſion, Geheimes Zivilkabinett, Ober
rechnungskammer, Disziplinarhof, Gerichtshof zur Ent
ſcheidung von Kompetenzkonflikten, Geſetzſammlungsan
Staatsanzeiger, Kriegsminiſterium (Zeughaus).

Bei den Etats des Herrenhauſe s und
des Hauſes der Abgeordneten

bemerkte
Abg. Dr. Pachnicke (Fortſchr. Vpt.) als Berichterſtatter

Die Sparſamkeit der Hausverwaltung wurde anerkannt,
aber über Unzuträglichkeiten infolge zu weitgehender
überlaſſung des Abgeordnetenhauſes angemeinnützige Verbände geklagt, die von den
Mitgliedern des Hauſes ſehr unangenehm empfunden wor-
den ſind. Arbeitszimmer fehlen, und kleinere Diebſtähle ſind
vorgekommen. Der wieder geäußerte

Wunſch nach freier Eiſenbahufahrt
für die Abgeordneten wurde von mehreren großen Par
teien damit begründet, daß gerade jetzt Anlaß zu Beſich-
tigungsreiſen vorliege, z. B. nach Oſtpreußen, aber auch
nach dem Kriege würden viel Neueinrichtungen Jntereſſe
verdienen; es genüge nicht, daß die Haushaltskommiſſion
reiſe. Von einer Partei des Hauſes wurde aber bemerkt,
man ſolle ſich jetzt keine Vorteile verſchaffen; außerdem
müſſe gleichzeitig eine Anweſenheitsliſte eingeführt werden.
Dem entgegen wurde betont, daß es ſich hier nicht um
einen Vorteil, ſondern um den Ausgleich eines Nachteils
handele; die Ausübung des Mandats verlange in der Regel
Opfer, und es befremde im Lande, daß Abgeordnete Reiſen
außerhalb der Strecke zwiſchen Berlin und ihrem Wohnſitz
ſelbſt bezahlen müßten; es ſei rückſichtslos von der Regierung, dem oft geäußerten Wunſche einer großen Mehrheit

nicht Rechnung zu tragen. Deshalb hat die Mehrheit der
Kommiſſion einen Antrag auf Gewährung freier Eiſen
bahnfahrt in beliebiger Wagenklaſſe an die Abgeordneten
während der jedesmaligen Legislaturperiode angenommen.
Die frühere Anregung etatsmäßiger Anſtellung
der Bibliothekarinnen an Stelle diätariſcher Be
ſchäftigung wurde wiederholt.

Abg. Dr. Schmedding (Zentr.): Jch lege Verwahrune
dagegen ein, daß

das Berliner Tageblatt,
gerade ein Blatt, das ſonſt für die Freiheit des Parlament
ſpricht, zumal jetzt, vorgeſtern dieſem Hauſe Mangel an
Selbſtbeſchränkung in den Debatten vorgeworfen hat, wo
wir nicht über jeden einzelnen Etatstitel ſprechen, ſondern
bei jedem Etat nur eine allgemeine Beſprechung halten. Den
Ankrag auf Freifahrtkarten hat die Regie
rung ſchon früher abgelehnt, aber es wäre nicht das erſte
Mal, daß die Regierung von einer früheren Ab-
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lehnung zurücktrikk; das Haus hat doch perſönliche Wünſche
der Miniſter ſtets erfüllt (Lebhafte Zuſtimmung), 4 B. auf
Repräſentationsgelder für die Miniſter und die Übertrag-
barkeit des Fonds für die Unterhaltung der Dienſt-
wohnungen auf das folgende Jahr. Das Volk will mit
ſeinen Abgeordneten in Fühlung bleiben; da iſt den Ab-geordneten nicht zuzumuten, daß ſie außer den Nu und
Koſten einer Reiſe noch die Fahrkoſten beſtreiten. Wir
müſſen die Verhältniſſe nicht nur in unſerem Wahfkreiſe,
ſondern im ganzen Lande kennen lernen. (Beifall.) Manche
Abgeordnete wohnen nicht in ihrem Wahlkreiſe; die
Miniſter verſammeln manchmal die Senioren der Parteien
um ſich, und die Bewilligung dieſer Reiſekoſten durch den
Präſidenten beſteht vielleicht nicht zu Recht und könnte
künftig verhindert werden. Die Mitglieder der Kreis und
Provinziallandtage bekommen Reiſekoſten, die Reichstags
mitglieder freie Fahrt. (Lebhafter Beifall.)

bg. Kopſch (Fortſchr. Vpt.): Jch widerſpreche der Be
merkung des Abg. Schmedding über das Berliner Tageblatt.
Der Antrag auf freie Fahrt iſt in der Kommiſſion
mit 15 gegen 12 Stimmen angenommen, alſo müſſen alle
konſervativen Mitglieder gegen den Antrag geweſen ſein,
der 1909 von ihnen kam. (Hört! hört!) Gelegent-
lich der Beſichtigungsreiſe der Budgetkommiſſion nach
Oſtpreußen wurden viele von uns gefragt, warum ſie
nicht mitgefahren ſeien, da ſie dasſelbe Intereſſe haben
müßten, wie die 28 Herren der Kommiſſion. Und die er
heblichen Reiſekoſten? Wir ſollten auch die Not der Weber
in Schleſien, den Mangel an Waggons für die Kohlenbe-
förderung im Weſten und die Lage der Oſtſeebäder kennen
lernen und uns als Vertreter der Städte von den Leiſtun-
gen der Landwirtſchaft überzeugen können. Das ſind
Gründe gerade aus der Gegenwart für den Antrag. Die
Anweſenheitsliſte hat mit der freien Fahrt nichts zu tun.
ch kann nur wünſchen, daß er möglichſt einſtimmig ange

nommen wird. (Beifall links.)
Abg. Leinert (Soz.): Es geht zu weit, wenn man an

den Zulagen für unſere Diener und Angeſtellten ſpart.
Von den Freifahrtkarten glaubt jeder im Volke, wir hätten
ſie. Die Furcht, daß die Abgeordneten nur Vergnügungs-
reiſen machen würden, iſt ganz unbegründet; dazu haben
ſie ſchon viel zu wenig Zeit. Das Verlangen nach der
Reichstagslohnliſte bei dieſer Gelegenheit ſcheint uns
wenig würdig.

Abg. Graf von der Gröben (Konſ.)) Der vom Abg.
Kopſch erwähnte frühere Antrag betraf nur Frei
fahrtkarten nach unſerem Wohnſitz, wie wir
ſie jetzt haben, zum Ausgleich zwiſchen den großen und
kleinen Entfernungen in unſerem Vaterlande. Ich halte
den gegenwärtigen Augenblick für beſonders geeignet, uns
eine gewiſſe Selbſtbeſchränkung aufzuerlegen

u rechts) und dem Volke darin voranzugehen.
(Zuruf des Abg. Adolf Hoffmann Noch mehr Selbſt
beſchränkung?) Allerdings, noch mehr Selbſtbeſchränkung
als gutes Beiſpiel! (Große Unruhe). Es iſt hervorgehoben
worden, den Abgeordneten flöſſe durch die Gewährung
ſolcher allgemeinen Freifahrtkarten kein Vorteil zu, aber
die Verhältniſſe ſind hier ſehr verſchieden, und vielleicht
kann ein Teil der Abgeordneten ſich doch Vorteile verſchaffen
(Fortdauernde Unruhe links), jedenfalls würde ſehr leicht
dieſe Anſicht aufkommen, wenn wir dieſe Freifahrtkarten
jetzt ohne Anweſenheitsgelder allgemein gewährten. (Leb-
hafter Widerſpruch links). Gerade die geſtrige Abſtimmung
hat gezeigt, daß wir dieſe Frage nicht ohne Erwägung der
Anweſenheitsgelder regeln dürfen. Die als notwendig ge
forderte freie Fahrt nach Hauſe zur Ordnung per-
ſönlicher Geſchäfte haben wir. Jch bitte, die Reſo
lution abzulehnen. Zuſtimmung rechts.)

Abg. Dr. Friedberg (Natl.): Die Meinung, daß es ſich hier
um perſönlicheVorteile für die Abgeordneten handelt, möchte
ich zurückweiſen. (Zuſtimmung). Wenn man die Möglichkeit
des Mißbrauchs von Freifahrtkarten geltend machte, ſo
wäre zu erwidern, daß es gegen Mißbräuche über
haupt keinen Schutz gibt. Viele von uns, auch ich,
wären durchaus nicht abgeneigt, eine Kontrolle ein
zuführen in Form von Anweſenheitsgeldern oder ſonſt
wie. Jch bedauere, daß der Miniſter heute nicht hier iſt
(Zuſtimmung); hoffentlich iſt er bei der dritten Leſung an
weſend und gewährt, was er für ſich in Anſpruch nimmt.
Wenn der Abgeordnete Schmedding uns aufgefordert hat,
uns endlich aufzuraffen, ſo meine ich, daß wir da, wo es
ſich nicht um prinzipielle, ſondern um Zweckmäßigkeits und
Bedürfnisfragen, um Annehmlichkeiten für Träger gewiſſer
Amter handelt, unſere Abſtimmung einmal als Machtmittel
benutzen könnten, um den Wunſch des Hauſes zu erzwingen.
(Lebhafter Beifall.)

Abg. Kopſch (Fortſchr. Vpt.): Jm Antrag von 1909, auf
den Graf v. d. Gröben hinwies, wurde auch freie Fahrt
nach dem Wahlkreiſe verlangt, die aber nicht
bewilligt wurde. Wenn er von Vorteilen durch die freie
Fahrt ſpricht, ſo weiß ich nicht, mit welcher Kenntnis er
dieſe Verdächtigung ſeiner Kollegen begründet. Jedenfalls
kennt er die Verhältniſſe auf dieſer Seite nicht ſo genau,
wie die auf ſeiner eigenen. Den Ausführungen des Abg.
Dr. Friedberg ſtimmen wir zu; er wird uns auf ſeiner Seite
finden. Beifall links.)

Abg. Dr. Arendt (Freikonſ.): Jch
Diskuſſion; die Frage hätte beſſer in einer Kommiſſion
behandelt werden können. Meine politiſchen Freunde
halten überwiegend den Antrag für grundſätzlich richtig, ſind
aber nicht einig, ob der gegenwärtige Augenblick dafür ge
eignet iſt, deshalb wird ein Teil von ihnen dagegen ſtimmen.

Beide Etats wurden genehmigt, die Reſo-
lution gegen die Konſervativen und
Freikonſervativen angenommen.

Über die Kommiſſionsverhandlungen zu den
Etats der Königlichen Seehandlung

(Preußiſche Staatsbank) und der Preußiſchen
Zentral- Genoſſenſchaftskaſſe berichtete

Abg. Dr. Rewoldt (Freikonſ.) würdigte beſonders
die Bemühungen für den bargeldloſen Verkehr und ſtellte
feſt, daß durch den Liquidationsprozeß beim Mittelſtande in
Stadt und Land die Schulden der Genoſſenſchaften erheblich
ab-, ihre Guthaben ſtark zugenommen haben und erhebliche
Mittel bereit ſtehen, um ſofort nach dem Kriege wieder an
gelegt zu werden; die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und die
Genoſſenſchaftskaſſen hätten das Jhrige zum Erfolge dre
bisherigen Kriegsanleihen beigetragen und würden dies auch
bei der vierten Kriegsanleihe tun.

Abg. Fahrich (Konſ.): Die Umſätze der Zentralgenoſſenlen Wien ſich im Jahre Wit um 2 Milliarden ge-

eigert, in den erſten zehn Monaten auf das Doppelte des
hres 1914. Daß der Zinsfuß auf angemeſſener Höhe er

werden konnte, dafür gebührt der Geſchäftsleitung

bedauere dieſe

einen Teil der

a

unſer Dank. Der Geldzuſtrom zur Preußenkaſſe iſt eine
Schwierigkeit, denn dieſe Anlage iſt zweifellos vorüber-
gehend, und dieſe Gelder müſſen bei Bedarf ohne Schwie-
rigkeiten zur Verfügung geſtellt werden können. Wir ver
rn der Leitung, S auch hier den richtigen Weg fin-
en wird.

Beide Etats wurden bewilligt. Zum
Etat der Bauverwaltung

beantragt die Kommiſſion die Einſetzung einer Organiſa-
tion für jedes Stromgebiet mit Zuziehung von Schiffahrts-
intereſſenten, welche Sorge trägt, das vorhandene Schiffs
material während des Krieges und für den Verkehr nach dem
Kriege brauchbar und nutzbar zu erhalten, und die Schiff
fahrt im Kriege zur Ergänzung der Eiſenbahnen zum Aus
tauſch der Erzeugniſſe zwiſchen Weſten und Oſten heranzu-
iehen, wobei namentlich die vielen ſtilliegenden und dem
intergange ausgeſetzten Fahrzeuge der

einberufenen Einzelſchiffer zu berückſichtigen wären.
Berichterſtatter Abg. Brütt (Freikonſ.) empfahl die Be-

willigung des Etats, ſowie des Betrages von 4250 Mark zur
Ablöſung der Brückenbaulaſt an der Goldenen Brücke über
die Hunte bei Goldenſtedt und die Annahme der Reſolution.

Abg. Gerlach (Ztr.) bedauerte die Notwendigkeit mancher
Abſtriche, begrüßte aber die Erhöhung der Einnahmen aus
den Verkehrsabgaben um eine Million Mark und aus dem
Schleppbetrieb des Rhein-Weſerkanals um 700 000 Mark,
auf welchem der Probebetrieb von Minden nach Hannover
bezw. Duisburg beginnen ſolle, ſowie die eingetretenen
Verbeſſerungen im Verkehr auf der Oder--Weichſel-Waſſer
ſtraße mit Dank. Die dank planmäßigem Ausbau ſtetig
anſteigende Kurve der Verkehrsentwicklung au, unſeren
künſtlichen und natürlichen Waſſerſtraßen ſei eine Mahnung
zu ihrer weiteren Vervollkommnung und Verbeſſerung der
Waſfſerſtraßen, die ſich als eine

wertvolle Ergänzung der Eiſenbahnen
erwieſen hätten. Redner befürwortete die Wünſche der
Rheinſchiffer auf Befreiung von Hafenabgaben während
des Krieges und möglichſt auch nach dem Kriege, der Klein
ſchiffer auf größere Heranziehung zu ſtaatlichen Transpor
ten, namentlich von Kohlen, bat die Regierung um eine
baldige waſſer wirtſchaftliche Vorlage und befürwortete die
geplante Zuſammenlegung von Hochbauämtern und einige

Wünſche der Baubeamten,
beſonders auf Gleichſtellung mit ihren juriſtiſchen Kollegen,
ger der überraſchenden Leiſtungen der deutſchen Tech
nik, denen auch unſere Waffenerfolge zum großen Teil zu
danken ſeien. Jn der Königsberger Kriegshilfskommiſſion
für den Wiederaufbau von Oſtpreußen ſitze trotz ihrer
eminent techniſchen Aufgaben kein Techniker. Mit dem
Vorurteil, daß der Techniker als fünftes Rad am Wagen,
als m zu behandeln ſei, ſolle endlich aufgeräumt
werden. Redner forderte ſtärkere Förderung der Küſten
und der Hochſeefiſcherei, beſonders in der jetzigen Kriegs-
zeit und angeſichts der enormen Preiſe der Süßwaſſer-
fiſche, und wünſchte der Bauverwaltung für ſpäter wieder
reichere Mittel, als in dieſem Etat.

Abg. Mathies-Berlin (Natl.). Jn Friedenszeiten iſt auf
die außerordentliche Bedeutung der Waſſerſtraßen für mili-
täriſche Zwecke im Kriege hingewieſen worden, jetzt aber
zeigt ſich, daß die Benutzung der Waſſerſtraßen bedauerlich
gering iſt. Hier fehlt Organiſation. Mein Antrag zur
Beſſerung iſt von der Kommiſſion angenommen worden.
Bei richtigen Schleuſeneinrichtungen uſw. können die Güter
auf Kanälen ebenſo ſchnell befördert werden, wie auf Eiſen
bahnen. So hätte auch die Kartoffelnot im Weſten leichter
beſeitigt werden können. Jn Berlin allein liegen ſeit
1 Jahren 215 Kähne. Das Perſonal iſt zum Teil etwas
planlos einberufen worden, und die Fahrzeuge ſind rettungs-
los verloren, wenn nicht bald Abhilfe geſchaffen wird. Da
die Zinſen für in Holland genonimene Hypotheken auf
eiſerne Kähne vielfach nicht bezahlt werden können, ſo ſind
die Kähne. von der holländiſchen Regierung mit Beſchlag be
legt. Hier muß die Regierung den Schiffern möglichſt
helfen, ihr Eigentum wieder zu bekommen.

Miniſter der öffentlichen Arbeiten Dr. v. Breitenbach:
Gegenüber der falſchen Annahme, daß die Techniker in der
Verwaltung nicht als vollwertige Mitarbeiter angeſehen
werden, habe ich der Sympathie der Verwaltung für dieſe
Beamten ſchon in der Kommiſſion Ausdruck gegeben und
habe mich in meinem Reſſort ſchon berüht, den geäußerten
Wünſchen Geltung zu ſchaffen. Es beſtehen aber große
Schwierigkeiten, weil ganz gleichartige Stellen auch in an
deren Reſſorts vorhanden ſind. Gegenüber den Beſchwerden,
daß in den Organiſationen zum Wiederaufbau Preußens
nicht genug Techniker vorhanden ſind, verweiſe ich darauf,
daß im Ausſchuß zugegeben wurde, daß in den betreffenden
Ausſchüſſen höhere Baubeamten und auch Städtebau-
techniker vertreten ſind. Jch werde alle vorgetragenen
Wünſche nach Möglichkeit berückſichtigen, kann jedoch heute
keine Zuſage machen. Mir iſt unverſtändlich, wie man in der

Neuorganiſation der Hochbauämter
wieder eine Schlechterſtellung der Techniker ſehen kann; es
handelt ſich doch im weſentlichen nur um eine anderweitige
räumliche Abgrenzung der Kreiſe. Allerdings will man die
Leiter dieſer Kreiſe ſelbſtändig ſtellen und ſie in die Lage
verſetzen, ſich nicht nur mit ihren erweiterten Befugniſſen
abzugeben. Deshalb hat man ihnen mittlere Techniker zu
gewieſen. Daß dabei eine größere Zahl von Stellen ein-
geht, das entſpricht doch ganz den Wünſchen und den Auf
faſſungen in einem Antrage des Hohen Hauſes; das be-
deutet doch keine Schlechterſtellung. Wie in der Staats
eiſenbahnverwaltung wird auch anderswo Rückſicht darauf
genommen, die Stellung der höheren Techniker zu heben
und ſo ihre Arbeitsfreudigkeit zu fördern; das wird mir
hoffentlich gelingen. Jn der Kommiſſion habe ich ſchon
meine große Sympathie für den durch den Abgeordneten
Mathies vertretenen Antrag ausgeſprochen, obwohl es mir
nicht unklar geweſen iſt, daß die Schaffung einer zweck-
mäßigen, wirklich wirkſamen

Organiſation im Waſſerſtraßenverkehr
viel größere Schwierigkeiten bereiten wird, als bei derEiſenbahn Bei der Eiſenbahn handelt es ſich meiſt um
geſchloſſene Organiſationen, während man es auf den
Waſſerſtraßen mit einer ganzen Anzahl von Kräften zu
tun hat. Ob während des Krieges etwas Zweckmäßiges
geſchaffen werden kann, laſſe ich dahingeſtellt, doch ſcheint
mir der Gedanke von Bedeutung zu ſein. daß man bier für
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Die heutige HSortſetzung unſeres Romans „Der
große Erzieher“ erſcheint aus Raumgründen
ausnahmsweiſe in der nächſten Aus gabe.

zu den Fahnen

den Fall eines ſpätern Krieges Vorſorge treffen ſon. Zur
Fürſorge für die notleidenden Schiffer iſt die Verwaltung
der märkiſchen Waſſerſtraße ſchon gang im Sinne des An
trages vorgegangen. Das Schiffsmaterial wird tunlichſt an
die Heimatsſlelle oder an beſtimmte Sammelſtellen gebracht
werden. Eine Nutzbarmachung dieſes Frachtraumes wird
die Eiſenbahn ſicher entlaſten, aber ich bin zweifelhaft, ob in
dem erhofften Umfange. Der Meinung des Abg. Mathies,
daß die Kartoffeltransporte nach dem Weſten auf der
Eiſenbahn verzögert worden ſeien, muß ich durchaus wider
ſprechen. Viele Transporte ſind auf dem Eiſenbahnwege
mit Eilzügen von Schneidemühl, der Sammelſtelle im
Oſten, nach Hamm und ſo weiter in ſo kurzen Friſten ge
ſchafft worden, wie Waſſerſtraßen es niemals erreichen könn
ten. Als Waſſerbauminiſter werde ich aber alles tun, deren

v erleichtern. (Beifall.) 9Abg. Krauſe-Waldenburg (Freikonſ.) wünſchte für den
Neubau der Havelzugbrücke mit nur einer Spannung in

einen Staatszuſchuß in Höhe der halben Bau
oſten.
Unterſtaatsſekretär Freiherr v. Coels van der Brügghen

Der Verwaltung iſt die Notwendigkeit dieſes Neubaus be
kannt, nachdem die Brücke hat verkehrspolizeilich geſperrt
werden müſſen; zunächſt wird man ſich mit der Notbrücke
behelfen müſſen.

Abg. Fürbringer (Natl.): Mit der
Fürſorge für Emden und ſeinen Hafen

hat die Regierung nur die Politik des Großen Kurfürſten
und Friedrich des Großen wieder aufgenommen; ich
wünſche, daß unter dem Plane, hier ein kleines Wilhelms-
hafen zu ſchaffen, die Anlagen für die Handelsſchiffahrt
nicht leiden. Sehr dankenswert iſt die Bereitſtellung von
Mitteln zur Sicherung der Jnſeln Norderney und Juiſt.

Abg. Frhr. v. Maltzahn (Konſ.) ſprach für den Antrag
Mathies und den Etat.

Abg. Bärwald (Fortſchr. Vpt. ſprach über die Waſſer
ſtraßen als Entlaſtung und Zubringer der Eiſenbahnen,
befürwortete die Vollendung des Mittellandkanals und
klagte über die Verſandung der Weichſel infolge der ruſſi
ſchen Wirtſchaft. Vielleicht könne man jetzt den Weg
Warſchau-- Danzig für Schiffe bis zu 300 oder 400 Tonnen
herſtellen; das würde ein großes Kulturwerk zugunſten von
Landwirtſchaft und Jnduſtrie bedeuten. Schließlich bat er
um Förderung des Main--Donau- Kanals im Intereſſe
von Frankfurt a. M. (VBeifall.)

Abg. Dr. Dahlem (Zentr.) klagte über die noch immer
andauernde Sperrung des Binger Loches durch
ein großes untergegangens Schiff.

Miniſter Dr. v. Breitenbach: Die Hebungsarbeiten im
Binger Loch ſind durch das Hochwaſſer geſtört worden; ſo
bald es abnimmt, werden die Arbeiten wieder aufgenommen,
und ich hoffe, daß in abſehbarer Zeit das Fahrwaſſer wieder
frei wird; übrigens können durch die zweite Fahrrinne
30 000 Tonnen paſſieren. Die deutſche Zivilverwaltung in
Ruſſiſch- Polen hat eine eigene Waſſerbauverwaltung ein
gerichtet. Sie können ſicher ſein, daß die

Regulierung der Weichſel
in der nächſten Zukunft auch für die Preußiſche Waſſerbau
verwaltung eine große Bedeutung hat. Es wird mein Be-
ſtreben ſein, den hier vorgebrachten Wunſch an das zu
ſtändige Reſſort weiterzuleiten. Dem Abg. Fürbringer kann
ich auf ſeine freundlichen Anregungen nur mit dem Hin-
weiſe darauf erwidern, was die preußiſche Waſſerbauverwal-
tung in den letzten Jahrzehnten für Emden getan hat, und
die Hoffnung ausſprechen, daß dies auch in Zukunft mög-
lich ſein wird.

Abg. Frhr. v. Zedlitz (Freikonſ.): Bei den Verhandlun-
gen von 1901 über den Mittellandkanal hat die Staats
regierung nachgewieſen, daß er für Groß- Berlin eine große
Verkehrsbedeutung hat, daß aber ſeine Bedeutung für den
Güteraustauſch zwiſchen dem Oſten und Weſten auch nicht
entfernt ſo erheblich iſt, wie man gewöhnlich annimmt.
Jedenfalls muß die notwendige Frachtparität zwiſchen dem
e eſiſchen und weſtfäliſchen Gebiet aufrechterhalten
werden.

Der Etat wurde genehmigt und die Anträge
der Kommiſſion angenommen.

Über den Juſtiz-Etat
berichtete Abg. v. dem Hagen (Zentr.); für die Erörterung
der Petitionen von Unterbeamten wegen Gehaltsaufbeſſe-
rung und Kriegszulagen ſei von der Haushaltskommiſſion
eine Unterkommiſſion eingeſetzt.

Abg. Graf v. der Gröben (Konſ.) bemerkte zur Geſchäfts
ordnung: Dieſe Unterkommiſſion ſoll gewiſſe allgemeine
Richtlinien zunächſt für die Stellungnahme der Parteien zu
dieſen Petitionen vereinbaren, damit nicht bei jedem ein-
zelnen Etat dieſe Wünſche erörtert zu werden brauchen
Jch beantrage alſo, dieſe Wünſche und Petitionen nicht

ſondern ſpäter, eventuell in der dritten Beratung, zu
eraten.

Abg. Adolf Hoffmann (Soz.) ſprach ſich gegen einen
Beſchluß über dieſen Geſchäftsordnungsantrag bei ſo ge
leertem Hauſe aus.

Nach kurzer Debatte entſchied das Haus nach dem An
trage des Grafen v. der Gröben.

Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Fortſetzung derElatsberatung; Fiſchereigeſetz: kleinere Vorlagen.)

Schluß nach 46 Uhr.

Neue militäriſche Unterſuchungen in Jtalien
Bern, 2. März. Laut „Giornale d'Jtalia“ werden die zu

rückgeſtellten Jahrgänge 1886--1897 einer neuen Unterſuchung
unterzogen,

Englands Kampf gegen den feindlichen Handel
London, 1. März. Das Reuterſche Bureau erfährt zu dem

geſtrigen Erlaſſe über den Handel mit gewiſſen Perſonen und
Firmen in neutralen Ländern (vergl. Nr. 105 der „Hall. Ztg.England verbietet gleich anderen Nationen ſeinen Untertanen den

Handel mit dem Feinde. Engliſche Juriſten ſehen die Frage der
feindlichen Beſchaffenheit als durch den Wohnſitz ge
geben an. Andere Länder beſtimmen die feindliche Beſchaffenheit
entweder nach dem Wohnſitz oder nach der Nationalität. Der
engliſche Gedanke war der, daß eine einzelne Privatperſon als
Feind angeſehen werden ſollte, wenn ſie in der Lage ſei, ihrem
kriegführenden Lande Hilfe zu leiſten. Jm Widerſpruch mit
einem beträchtlichen Teil der öffentlichen Meinung, die den eng
liſchen Begriff des Wortes Feind aufgegeben wiſſen wollte, hat
die Regierung, anſtatt alle Deutſchen oder ihre Vertreter in den
Augen des engliſchen Geſetzes als Feinde erklären oder zu er-
klären, daß beſtimmte Perſonen als ſolche angeſehen werden
ſollten, den in England wohnenden Perſonen einfach verboten,
mit einer beſchränkten Anzahl Firmen von feindlicher Nationali
tät oder mit feindlichen Verbindungen Handel zu treiben und die
ſelben Strafen angedroht, wie für den Handel mit dem Feinde



Provinz Sachſen und Umgebung
Ens Landes und Stadtparlamenten

Verbandstagungen Wahlen
Deſſau, 2. März. (Der Anhaltiſche Land tag)

nahm in der Sitzung die Vorlage der HerzoglichenStaatsregierung, betr. den Verkauf t rege
ländes bei Coswig (in Größe von 111 000 Ougadrat-
metern zum Geſamtpreis von 252 000 Mark) in zweiter und
dritter Leſung an. Ebenſo kam in zweiter und dritter Leſung
die Vorlage Herzoglichen Staatsregierung, betr. den Ver
kauf von 109,8020 Hektar der landesfiskaliſchen Domäne Meh
ringen an die Gemeinden Mehringen und Drohndorf
zur Weiterveräußerung an Einwohner dieſer beiden Ortſchaften
sur Annahm

Schleigz, 2. März. Gemeinderat und Gaſt
wirte.) In der jüngſten Gemeinderatsſitzung ſtand auch ein
Gefuch von Wirten betr. die Aufhebung der Sondergewer-
beſte uer zur Beratung Die vereinigten Ausſchüſſe für Rechts
weſen und für Rechwungsſachen ſchlugen vor, der Gemeinderat
wolle beſchließen: „1. das Geſuch der Schleiger Gaſtwirte abzu
lehnen; 2. den Stadtgemeindevorſtand aber zu erſuchen, einer
etwaigen Anregung von ſeiten der Gaſtwirte folgend, mit den hie
ſigen Brauereien wegen entſprechender Ermäßigung, des
Bierpreiſes zu verhandeln und 3, im Weigerungsfalle mit
dem Stellvertretenden Generalkommando in Ver-
bindung zu treten mit dem Erſuchen die Brauereien zur Er
mäßigung der Preiſe für das nach Schleiz gelieferte Bier um den
Betvag des weggefallenen Schankzinſes zu veranlaſſen.“ Der Ge
meinderat ſtimmt dieſen Vorſchlägen zu.

Lebens- und Genußmittelfragen
NMansfeld, 2, März. (Lebensmittelfürſorge

des Kreiſes.) Der Kreis hat einen großen Poſten Maſt
hammel gekauft, die an die Fleiſcher geliefert werden. Der Preis
beträgt beim Fleiſcher für 1 Pfund Hammelfleiſch 1,50 Mark.

Avpolda, 1. März. (Billige Eier.) Die ſtädtiſche
Lebensmittelkommiſſion bezog aus Oeſterreich 128 000 friſche Eier,
die zum Selbſtkoſtenpreiſe von nur 6 Pfg. das Stück an die
minderbemittelte Bevölkerung abgegeben werden.

Vieh und andere Märkte
Merſeburg, 2. März. (Auf dem Schweinemarkt)

bkieben die Marktpreiſe im allgemeinen unverändert; Korb-
ſchweine koſteten 80-100 Mark.

Weimar, 2. März. (Der Schweinemarkt) war nur
mit 72 Stück Ferkeln beſchickt. Die Preiſe ſchwankten zwiſchen
55 und 75 Mark für das Paar. Der Handel war flott.

Seehauſen, (Altm.), 1. März. (Schweinemarkt.) Auf
dem geſtrigen Schweinemarkt koſteteten Ferkel bis 6 Wochen
alt 28--34 Mk., 6—8 Wochen alt 30--38 Mk., 8--13 Wochen alt
35-—45 Mk. Pölke 8--4 Monate alt 42-55 Mk., ältere 54——82
Mk. Auftrieb: 285 Ferkel, 20 Pölke. Ueberſtand etwa 40
Stück Ferkel.

Stößen, 2. März. (HOie Stallpreiſe fürSchweine) ſind für unſeren Kreis Weißenfels wie folgt feſt
geſetzt: 120 Pfd. und darunter koſtet der Zentner Lebendgewichit
75 Mk. (nüchtern gewogeri), 121-—140 Pfd. 80 Mkk., 141-—160 Pfd.
5 Mk., 161-—180 Pfd. 95 Mk., 181-—200 Pfd. 106 Mk., 201 bis
220 Pfd. 115,50 Mk., 221-240 Pfd. 120,76 Mk., 241-280 Pfd.
126,90 Mk., 281 Pfd. und darüber 131,25 Mk. Bei Ebern und
Sauen ſind Zuſchläge nicht vorgeſehen, ſie ſtellen ſich bei 300 Pfd.
und mehr auf 115 Mk., 241-—300 Pfd. 110 Mk. und 240 Pfd. und
darunter 60 Mk.

Diebſtähle und andere Straftaten
Landsberg, 2. März. (Einbruchsdiebſtähle.) Jn

ger Nacht zum Sonntag wurde bei Gaſtwirt Finke und Uhr-
macher Köller eingebrochen. Bei F. ſtahlen die Diebe Zigarren
und Zigaretten, ferner 75 Mark aus einer Münzſammlung, ein
Zigaretten-Etui und ein Paar Handſchuhe. Bei K. eine Herren-
uhr, ſieben ſilberne und eine goldene Damenuhr und ſechs
Medaillons. Jn der folgenden Nacht wurde bei Bäckermeiſter
Leideritz eingebrochen: Geſtohlen wurden Brote, Butftter,
Honig, Schokolade und andere Zuckerwaren. Am Montag wurde
ein Dieb durch den Landwirt Otto Große in deſſen Feldſcheune
entdeckt. Als G. den Gendarmerie-Wachtmeiſter holte, und ſich zu
dieſem Zweck einige Zeit von der Scheune entfernt hatte, wandte
ſich der Spitzbube zur Flucht und wurde leider trotz ſofortiger
Verfolgung nicht mehr entdeckt. Von den geſtohlenen Sachen
wurden in der Scheune noch gefunden: der leere Uhrenkaſten von
Köller, von Finke die Handſchuhe, Zigarren und Etui mit 8 Zi-
garren und faſt ſämtliche Waren von Leideritz.

Krankheiten, Unglücks und Todesfälle
W. Greiz, 2. März. (Tödlicher Stur z.) Hier ſtürzte der

74 Fahre alte Kaufmann Karl Weiner eine Treppe hinab und
zog ſich dabei ſo ſchwere Verletzungen zu, daß er ſtarb.

Schermke, 2. März. (Auf furchtbare Weiſe ums
Leben gekommen.) Ein ſchrecklicher Unglücksfall ereignete
ſich in unſerem Orte. Der Schloſſermeiſter Otto Warnecke
geriet bei einer Arbeit am Transformator mit den elektriſchen
Drähten in Berührung. Erſt nach Ausſchalten des Stromes
konnte der Unglückliche befreit werden, dem die rechte Hand
ſowie der linke Arm totalverkohlt waren. Die rechte
Hand fiel ab. Sofort in das Krankenhaus zu Oſchersleben
gebracht, wurden dem ſchwer Verletzten beide Arme abge-
nommen. W. ſtarb jedoch noch in derſelben Nacht.

Aſchersleben, 2. März. (Tödlich verungkückt.)
Der Bergarbeiter Götze von hier verunglückte im Schacht 4 der
hieſigen Kaliwerke dadurch tödlich, daß ihn ein Förderkübel, der
ſich abgelöſt hatte und in den Schacht ſtürgzte, ſo ſchwer traf, daß
der Tod infolge Schädelbruches ſofort eintrat.

Verſchiedene Nachrichten
W. Leipzig, 2. März. (Starker Meßbefuch zu er

warten.) Wie das W. T. B. erfährt, iſt die Zahl der ausge
gebenen Karten, die als Ausweis zur Erlangung einer Fahr-
preisermäßigung zum Beſuche der Leipziger Meſſe dienen, auf
weit über 20 000 geſtiegen. Alle Gaſthöfe ſind voll
beſetzt und die Nachfrage nach Privatwohnungen iſt ſehr groß.
Die Meſſe dürfte demnach bedeutend ſtärker beſucht werden, als
die letzte Frühjahrsmeſſe im Jahre 1914.

Oſberfeld, 2. März. (Die hieſige ländliche Spar-
und Darlehnskaſſe) zählt zurzeit 93 Mitglieder mit
einem Geſchäftsguthaben von 9780 Mk. Die Haftſumme beträgt
u7 800 Mk. Aktiva und Paſſiva betrugen am Ende des
jahres 260 924,883 Mk. Das Guthaben bei der Genoſſenſchafts
bank betrug 41 371,06 Mk., die ungen der Mitglieder
168 500,90 Mk., die Geſchäftsgu n bei der Genoſſenſchafts-
vank 4800 Mk., bei der Zentra ſenſchaft 600 Mk., die Waren
vorräte 16 6596,46 Mk.; das Grundſtückskonto 21 780 Mk., der
Kaſſenbeſtand 8850,32 Mk. Die Spareinlagen in laufender
r 17 310,64 Mk., die Spareinlagen (bis zu drei
monatl r 192 010,35 Mk., die Verwaltungskoſten
rückſtände 3126,68 Mk., das Warenſchuldenkonto uſw. 1I09 857,20
Mark und das Gewinn und Verluſtkonto 18 767,81

t R BankSuhl, 1. März. (Ban e ſt e e Zemr
r ri vorm. B. M.e re ccccchc,;

Aus Halle und Umgebung
Halle, den 3. März.

Die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe für Kartoffeln
und die Preisſtellung für den Weiterverkauf

vom 1. März 1916.
Auf Grund der Se 1, 2, 10 der Bekanntmachung über

die Regelung der Kartoffelpreiſe vom 28. Oktober 1915
(ReichsGeſetzbl. S. 711) wird folgendes beſtimmt:

1. Vom 15. März 1916 ab beträgt der Höchſtpreis für Kar
toffeln beim Verkauf durch den Kartoffeberzeuger im Großhandel
für die Tonne: in den preußiſchen Provinzen Oſtpreuſzen, Weſt
preußen, Poſen, Schleſien, Pommern, Brandenburg, im Stadtkreis
Berlin, in den Groß tümern Mecklenburg-Schwerin,
lenburgStrelitz 90 Mk. in der preußiſchen Provinz Sachſen,
im Kreiſe Herrſchaft Schmalkalden, im Königreich Sachſen, im
Groherzogtum Sachſen ohne die Enklave Oſtheim a. Rhein, in
Kreiſe Blankenburg, im Amte Calvörde, in den Herzogtümern
Sachſen Meiningen, SachſenAltenburg, SachſenCoburg und
Gotha ohne die Enklave Amt Königsberg i. Pr., Anhalt, in den
Fürſtentümern SchwarzburgSondershauſen, S Ru
dolſtadt, Reuß ä. L., Reuß j. L. 92 Mk.; in den preußiſchen
Provingzen Schleswig Holſtein, Hannover, Weſtfalen ohne den
Regierungsbezirk Arnsberg und den Kreis Recklinghauſen tn
Kreiſe Grafſchaft Schaumburg, im Großherzogtum Oldenburg
ohne das Fürftentum Birkenfeld, im Herzogtum Braunſchweig
ohne den Kreis Blankenburg und das Amt Calvörde, in den
Fürſtentum Waldeck, SchanmburgLippe, Lippe, in Lübeck, Bremen
und Hamburg 94 Mk; in den übrigen Teilen des Deutſchen
Reichs 96 Mk.

2. Beginnend mit dem 15. April 1916 erhöhen ſich am 15. jeden
Monats, letzmalig am 15. Junti, die Preiſe für die Tonne wn 5 M.

3. Bei der Feſtſetzung der Kleinhandelshöchſtpreiſe werden
die Gemeinden keiner Beſchränkung unterworfen. Die aus S 4
der Bekanntmachung über die Regel der Kartoffelpreiſe vom28. Oktober 1015 ſich ergebende Verpfli der nen zur
Feſtſetzung von Höchſtpreiſen bleibt unberührt.

4. Die in Abſchnitt 1 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe gelten nicht
für Frühkartoffeln aus der Ernte 1916. Der Preis für
den Doppelgzentner in ländiſcher Frühkartoffeln darf beim Verkauf
durch den Erzeuger 20 Mk. nicht überſteigen. Als Frühkartoffeln
gelten Kartoffeln, die vor dem 15. Auguſt 1916 geliefert werden.
Die Gemeinden ſind zur Feſtſetzung von Kleinhandelshöchſtpreiſen
für Frühkartoffeln 4 der Bekanntmachung über die Regelung
der Kartoffelpreiſe vom 28. Okt. 1915 Reichs-Geſetzbl. S. 711)
bevechtigt, aber nicht verpflichtet.

5. Die Bekanntmachung über die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe
für Kartoffeln und die Preisſtellung für den Wetterverkauf vom
28. Oktober 1915 (Reichs-Geſetzbl. S. 709) tritt mit dem Ab-
lauf des 14. März 1916 außer Kraft.

6. Dieſe Beſtimmung tritt mit dem 15. März 1916 in Kraft.
Berlin, den 1. Märg 1916.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers

gez. Delvr ück.

Kriegsvorleſungen der Univerſität Halle
Nach dem ſoeben erſchienenen Vorleſungsverzeichnis der Uni

verſität Halle werden in dem bevorſtehenden Sommerhalbjahr fol
gende auf den Kriegbezüglichen Vorleſungen gehalten werden:
Dr. Grund: Von der Entſtehung innerer Krankheiten durch
Unfall und Kriegsbeſchädigung; Dr. Stieda: Ausgewählte Kapi-
tel gus der Kriegchirurgie; Dr. Hagasler: Behandlung der Folge
erkvankungen der Kriegsverletzungen; D. Härtel: Chirurgiſcher
Verbandskurs und Röntgendiagnoſtik: Dr. Kauffmann:
Pfychiſche Störungen im Kriege; Dr. Jolky: Ueber die im Krieg
entſtandenen Nerven- und Geiſteskrankheiten; Dr. Willige:
Neuroſen und Pſychoſen nach Unfall; Prof. Dr. v. Drigalski:
Der große Krieg, ärztliche und volkshygieniſche Fragen; Da H.
Loening: Krankenpflege; Prof. Dr. Wieodenfeldb:
Deutſchland und die Weltwirtſchaft; Prof. Dr. Loening: Völ
kerrecht; Prof. Dr. Haußleiter: Kirchen und Miſſienen im
Orient; Dr. Sommerlad: Allgemeine Kolonial- und Han
delsgeſchichte; Dr. Haſenclever: Geſchichte Eghptens im
19. Jahrh.; Prof. Dr. Brockelmann: Türkiſch; Dr. Weege:
Kriegs und Siegesdenkmäler in der antiken Kunſt. Die
Sprachen unſerer F'einde werden weiter philologiſch und
praktiſch gründlich ſtudiert. Der ſeit Jahren in Halle beſtehende
Kreisverband der Genoſſenſchaft freiwilliger Krankenpfleger im
Kriege vom Roten Kreuz, dem als Vorſtandsmitglieder faſt nur
Profeſſoren der Univerſität angehören Vorſitzender iſt Prof.
Dr. Ad. Schmidt, Direktor der mediziniſchen Klinik bildet
während der Kriegszeit in den Halleſchen Kliniken Studierende,
die nicht mit der Waffe dienen können, für den Dienſt der
freiwilligen Krankenpflege aus.

Ergänzung des Seeoffizierkorps der Kaiſerlichen
Marine

Wie nicht allgemein bekannt ſein dürfte, werden auch
während des Krieges von der Kaiſerlichen Marine See-
offizieranwärter eingeſtellt. Für die Be
werbung gelten dieſelben Beſtimmungen wie im Frieden.

Die Einſtellungen erfolgen
Vierteljahrsterminen bei der
Flensburg-Mürwik. Der Aufnahme geht eine
Eintrittsprüfung in Mathematik, Naturlehre, Zeichnen
und neueren Sprachen voran, und zwar für die Primaner
in allen dieſen Fächern, für die Abiturienten nur in
Sprachen.

Die den Kriegsverhältniſſen ongepaßte Ausbil-
dung erfolgt in der Weiſe, daß ſich an die erſte infante-
riſtiſche Ausbildung eine mehrmongatige ſeemänniſche an-
ſchließt, nach deren Beendigung die Seeoffizieranwärter bei
genügenden Leiſtungen und ſonſtiger Geeignetheit auf die
Schiffe der Front kommandiert werden. Sonderlehrgang
in Navigation, Elektrotechnik, Artillerie und Torpedo
weſen vervollſtändigen die Ausbildung.

Nähere Auskunft über Einzelheiten wird bereitwilligſt
von den daſür vorhandenen Dienſtſtellen der Kaiſerlichen
Marine erteilt. Eine perſönliche Vorſtellung des Anwärters
bei dem Vorſitzenden der Seekadetten-Annahme- Kommiſſion
durch den Vater oder einen älteren Verwandten iſt auch
während des Krieges erwünſcht, aber nicht unbedingt er-
forderlich. Die Jnſpektion des Bildungsweſens der Marine
in Kiel erteilt Auskunft über Ort und Zeit.

Schulgeldbefreiung für kriegsbeſchädigte Fachſchüler
Der Miniſter für Handel und Gewerbe veröffentlicht

folgenden Erlaß an die beteiligten Regierungspräſidenten:
„Um bedürftigen und würdigen Kriegsinvaliden den Beſuch

der regelmäßigen Kurſe der gewerblichen Fachſchulen zu erleich-
tern, ermächtige ich Sie im Einverſtändnis mit dem Herrn Fi-
nanzminiſter, n ausnahmsweiſe das Schulgeld von vornherein
und über die

Marineſchule zu

aber u erund nach h
llien Organe der Kr

Lehrkräfte der Anſtalt ſich zum Beſuch der Fachſchule eignen

bis auf weiteres an den

Börſen- und Handelsteil
Zert Deviſenkurſe

erlin, 2. März. Die telegraphiſchen Auſtellen ſich heute für v SBablunges
iefgw- Dort 34 Slland 7 i97 nemark e e 15 157chweden 157orwegen e 156, 157Srrrich- Ungarn W 106eſterreich- Ungarn 69.45 69.55

Numünien B. S.Bulgarien 77 78
Die Beſſerung der Einnahmen der k. und k. öſterreichiſchen

yat Staatsbahnenält an. Der Vergleich der vorläufig ermittelten EinnahmenMonats Januar 1916 mit denen im Januar 1915 a n
ſchaltung der Einnahmeergebniſſe der galigiſchen Staatsbahn-
direktionen, deren Verkehr in der Vergleichsperiode im Vorjahr-
durch die Kriegsereigniſſe erheblich beeinflußt war, eine Mehr
ein nahme von 6,2 Millionen Kronen und gegenüber
Januar 1914 eine Mehreinnahme von 4,7 Millionen Kronen
Für den Zeitabſchnitt Juli 1915 bis Jan u ar 1916 laſſen unter
der gleichen Vorausſetzung die Einnahmen gegenüber der Ver
gleichsperiode 1914/15 eine Steigerung von 84,22 Millionen
und gegen den gleichen Zeitabſchnitt 1913/14 eine ſolche von 5.4
Millionen erſehen. Mit Einſchluß der galiziſchen Direktionen
weiſen die Einnahmen im Januar 1916 gegen jene des Janugt
1915 eine Zunghme von 13,8 Millionen Kronen und gegen
die Einnahmen im Januar 1914 eine Zunghme von 3,6 Millionen
Kronen auf.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 2. März. Bei guter Stimmung zei diebeſucher ohl im einen nur ger e

Iuſt. Lebhaftes Geſchäft entwickelte ſich in Hirſch- Kupfer und
einigen Rüſtungswerten zu ſteigenden Kurſen. Schiffahrtsaktien
waren nicht gleichmäßig. Deutſche GErdöl Aktien ſchwächten ſich
ab. Von Renten blieben deren t behauptet, während öſterreichiſche etwas nachgaben. Ru ſiſche Noten beſſerten ſich weiter

Getreidebericht
Berlin, 2. März. Der Produktenmarkt war heute nur ſchwach

beſucht, die Tendenz erwies ſich jedoch als feſt. Futtermittel und
Sämereien wurden zu unveränderten Preiſen gehandelt. Ein
zelne Abſchlüſſe wurden in Runkelrübenkörnern erzielt, für die
die hohen Forderungen glatt bewilligt wurden. Gerſtenmalz bie
feſt, wurde aber wenig gefragt. Wetter: bedeckt.

CLetzte Telegramme
Die neue ruſſiſche Kriegsanleihe und die Banken
Kopenhagen, 3. März. „Berlingske Tidende“ meldet

aus Petersburg: Vertreter von ruſſiſchenBanken hielten eins Konferenz zur Erörterung der
finanziellen Lage agb, die ſich mit der Aufnahme der
neuen Milliardenanleihe befaßte. Da man all
ſeitig darüber einig war, daß der Zeitpunkt günſtig ſei
übernahmen die Banken die Verpflichtung,
1200 Millionen Rubel von der Geſamtſumme von
zwei Milliarden zu plazieren. (Mit anderen Worten: die
Anheihe wird zu faſt zwei Dritteln auf den Banken liegen
bleiben, da ein Unterbringen auf dem freien Markt als
ausſichtslos erſcheint.)

Oberſt Egli demiſſioniert
Bern, 3. März. (Schweizeriſche Depeſchen-Agentur.)

Oberſt Egli hat dem Bundesrat feine Demiſſfion
als Sektionschef der Generalſtabsabteilung des Militär
departements eingereicht.

(Wiederholt. Schon in einem Teil der geſtrigen
Nachmittags- Ausgabe enthalten.)

Der Bericht des Großen Hauptquartiers
Großes Hauptquartier, 2. März
Weſtlicher Kriegsſchauplatz

Die Lage hat im weſentlichen keine Aenderung erfahren.
Jm Yſer- Gebiet war der Feind mit Artillerie be

ſonders tätig.
Auf dem öſtlichen Maas Ufer opferten die Franzoſen

an der Feſte Douaumont abermals ihre Leute einem
nutzloſen Gegenangriffsverſuch.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
Auf dem nördlichen Teile der Front erreichten die

Artilleriekämpfe teilweiſe größere Lebhaftigkeit. Kleinere
Unternehmungen unſerer Vorpoſten gegen feindliche Siche-
rungsabteilungen hatten Erfolg.

Nordweſtlich von Mitau unterlag im Luftkampf ein
ruſſiſches Flugzeug und fiel mit ſeinen Jnſaſſen in unſere
Hand. Unſere Flieger griffen mit Erfolg die Bahnanlagen
von Molodeczno an.

Balkan Kriegsſchauplatz
Nichts neues.

Oberſte Heeresleitung.
Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht

Wien, 2. März. Amtlich wird verlautbart, 2. März
Nirgends beſondere Ereigniſſe.

Der Stellvertreter des Chefs des Generalsſtabes.
v. Höfer, Feldmarſchalleutnant.

Wetterbericht
vom 2. März: Jn Deutſchland r im Laufe des Tages auch
im Oſten die Bewölkung allenthalben zu, fo daß auch hier der
Himmel zumeiſt mit Nebelgewölk bedeckt blieb. Geringere
Niederſchläge traten im Südoſten, an der Nordſeeküſte, ſowie
im Gebiete der oberen Elbe und Oder auf. Jm Dienſtbegirk
wurde ſtrichweiſe ſtärkere Nebelbildung beobachtet. Aus
ſichten für Freitag: Neblig-trübe, geringe Niederſchläge,
keine erhebliche Wärmeänderung.

Verantwortlich
Börſen und
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